
 

3. Änderungssatzung zur  
Neufassung der Satzung des Wasserverbandes Burg über den Anschluss an die 

öffentliche Wasserversorgungsanlage und die Versorgung der Grundstücke mit Wasser 
 

Wasserversorgungssatzung 
 
Aufgrund der §§ 5, 8, 9 und 11 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG 
LSA) in der Fassung der Bekanntgabe vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 19.03.2021 (GVBl. LSA S. 100), des § 50 der Neufassung des Wasserhaushaltsgesetzes vom 
31.07.2009 (BGBL. I S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetztes vom 09.06.2021 (BGBl. S. 
1699), des § 70 des Wassergesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16.03.2011 (GVBl. LSA 
S. 492), zuletzt geändert durch Art. 21 des Gesetzes vom 07.07.2020 (GVBl. LSA S. 372) und der §§ 2, 6, 
7, 8, 9, 14 und 16 des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.07.2020 
(GVBl. LSA S. 384) hat die Verbandsversammlung in ihrer Sitzung am 14.07.2021 folgende 
3. Änderungssatzung zur Neufassung der Wasserversorgungssatzung vom 26.10.2016 beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Punkt 2.7. der ersten Anlage zur Wasserversorgungssatzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
„2.7. Für Veränderungen des Hausanschlusses, die durch die Änderung oder Erweiterung der 

Kundenanlage erforderlich oder aus anderen Gründen vom Anschlussnehmer veranlasst werden, 
sind die Kosten in tatsächlicher Höhe zu erstatten. 

 
 Die Umsetzung eines Wasserzählers und der damit einhergehenden Verlegung einer 

Trinkwasserleitung erfolgt über den Verband bzw. durch einen vom Verband beauftragten Dritten. 
Die hierfür anfallenden Kosten sind nach tatsächlich entstandener Höhe zu erstatten. 

 
 Falls bei der Umverlegung Erdarbeiten auf dem jeweiligen privaten Grundstück anfallen sollten, 

können diese unter folgenden Voraussetzungen durch den Grundstückseigentümer in 
Eigenleistung erbracht werden: 
 
- Erstellung des Leitungsgrabens bis zu einer Tiefe von 1,25 Metern und einer Breite von mind. 

0,60 Metern mit senkrechten Seitenwänden – bei der Herstellung des Grabens ist die 
Einhaltung der tiefbautechnischen Vorschriften, insbesondere der DIN 4124, einzuhalten. 
 

- Wenn eine Mauerdurchführung in ein Gebäude benötigt wird, ist am Ende des 
Leitungsgrabens vor dem Gebäude der Graben auf eine Größe von 1,20 x 1,20 Metern zu 
erweitern. 

 
- Die Mauerdurchführung wird vom Verband bzw. seinem beauftragten Dritten hergestellt. Bei 

der Nutzung einer vorhandenen Mauerdurchführung übernimmt der Verband keine 
Gewährleistung auf daraus resultierenden Schäden oder Folgeschäden. Nachdem durch den 
Verband bzw. durch seinen beauftragten Dritten das Medienrohr in einem Sandbett inkl. der 
ggf. notwendigen Mauerdurchführung hergestellt wurde, kann der Eigentümer den Graben 
verfüllen und anschließend die Oberflächen neu herstellen. 
 

- Der eventuelle Rückbau eines Zählerschachtbauwerkes kann bis zu einer Höhe von 0,30 
Metern über dem Medienrohr durch den Eigentümer erfolgen, nachdem die Sandbettung 
hergestellt wurde. 

 
 Vor Beginn der Tiefbauarbeiten ist die Umverlegung in teilweiser Eigenleistung beim Verband 

schriftlich zu beantragen. Anschließend werden die Trassierung des Medienrohres sowie die 
konkreten Eigenleistungen des Grundstückseigentümers vor Ort mit dem Verband abgestimmt und 
erst nach der schriftlichen Bestätigung durch den Verband darf der Grundstückseigentümer mit den 
entsprechenden Tiefbauarbeiten beginnen.  

 
 Nach der Fertigstellung des Leitungsgrabens ist der Verband innerhalb von maximal 48 Stunden, 

vorzugsweise telefonisch, zu informieren. 
 



 

 Vor dem Verfüllen des Leitungsgrabens wird der Verband die neu hergestellte Trinkwasserleitung 
einmessen und die hierfür anfallenden Kosten hat ebenfalls der Grundstückseigentümer zu tragen. 

 
 Nicht mit dem Verband abgestimmte Vorarbeiten des Grundstückseigentümers werden nicht 

anerkannt.“ 
 

Artikel 2 
 
Punkt 3.4. der ersten Anlage zur Wasserversorgungssatzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
„3.4. Die Ablesung von Zählern, die die Wassermengen ermitteln, die nicht in die öffentliche 

Abwasseranlage gelangen, erfolgen seitens des Verbandes bzw. des von ihm Beauftragten. Die 
Ablesung kann auch nach Aufforderung des Verbandes durch den Kunden erfolgen.“ 

 

Artikel 3 
 

 
Punkt 1.3. der ersten Anlage zur Wasserversorgungssatzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
„1.3. Bei der Ermittlung der nutzungsbezogenen Fläche wird für das erste Vollgeschoss 25 % und für 

jedes weitere Vollgeschoss 15 % der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. Als Vollgeschosse 
gelten alle Geschosse, deren Deckenoberfläche im Mittel mehr als 1,60 m über die 
Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine lichte 
Höhe von mindestens 2,30 m haben.  
 
Zwischendecken oder Zwischenböden, die unbegehbare Hohlräume von einem Geschoss 
abtrennen, bleiben bei der Anwendung des vorangegangenen Satzes unberücksichtigt. 
Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt. Besteht im Einzelfall wegen 
der Besonderheiten des Bauwerks in ihm kein Vollgeschoss im Sinne dieser Regelung, so werden 
bei gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je vollendete 3,50 m und bei allen in 
anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je vollendete 2,30 m Höhe des Bauwerks 
(Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet.“ 

 

Artikel 4 
 

Punkt 1.4. der ersten Anlage zur Wasserversorgungssatzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
„1.4. Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken, 
 

1. die insgesamt im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, die Gesamtfläche des 
Grundstücks, wenn es baulich oder gewerblich nutzbar ist, 
 

2. die teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und 
 

a) mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
liegen, - sofern sie nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen – die Gesamtfläche des 
Grundstücks, wenn es baulich oder gewerblich nutzbar ist; 

 
b) mit der Restfläche im Außenbereich liegen, – sofern sie nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen – die 

Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin 
eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist; 

 
3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen sowie bei Grundstücken, die über 

die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, - sofern sie nicht unter Nr. 6 oder Nr. 7 fallen – 
die Fläche im Satzungsbereich, wenn diese baulich oder gewerblich genutzt werden kann; 
 

4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht und die nicht unter 
Nr. 6 oder Nr. 7 fallen, 
 

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 



 

 
b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im 

Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 
höchstens jedoch die Fläche, die dem baurechtlichen Innenbereich zuzuordnen ist 
(streng baurechtliche Abgrenzung im Einzelfall). 

 
5. die über die sich nach Nr. 2 lit. b), Nr. 3 oder Nr. 4 lit. b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder 

gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze bzw. im Falle von Nr. 
4 b) der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in dem 
gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung 
entspricht; 
 

6. für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nutzung als 
Wochenendhausgebiet oder eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung 
festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping- und Festplätze, nicht aber 
Flächen für die Landwirtschaft, Sportplätze und Friedhöfe) oder die innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 75 % der 
Grundstücksfläche; 
 

7. für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nutzung als Sportplatz 
oder als Friedhof festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
(§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, sowie bei Grundstücken, für die durch 
Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nutzung als Fläche für die 
Landwirtschaft festgesetzt ist, die Grundfläche der an die Anlage zur zentralen 
Schmutzwasserbeseitigung angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so 
ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im 
gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer 
Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt; 
 

8. die im Außenbereich liegen und bebaut sind, die Grundfläche der an die Anlage zur zentralen 
Schmutzwasserbeseitigung angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so 
ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im 
gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer 
Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt;  
 

9. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die durch eine rechtsverbindliche Fachplanung 
(Planfeststellung, Betriebsplan oder ähnlicher Verwaltungsakt) eine der baulichen Nutzung 
vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Abfalldeponie, Untergrundspeicher pp.), die Fläche des 
Grundstücks, auf die sich die rechtsverbindliche Fachplanung (Planfeststellung, Betriebsplan oder 
ähnlicher Verwaltungsakt) bezieht, wobei solche Flächen unberücksichtigt bleiben, die 
schmutzwasserrelevant nicht nutzbar sind.“ 

 

Artikel 5 
 

Punkt 1.5. der ersten Anlage zur Wasserversorgungssatzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
„1.5 Als Zahl der Vollgeschosse nach Ziffer 1.3. gilt bei Grundstücken 
 

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (Ziffer 1.4. Nr. 1 und 
Nr. 2) 

 
a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse; 

 
b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen 

Anlagen festgesetzt ist, in Kern-, Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i.S. von 
§ 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die durch 2,3 
geteilte höchstzulässige Gebäudehöhe, wobei bei Bruchzahlen unter 0,5 
abgerundet und bei Bruchzahlen ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird; 
 



 

c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der 
baulichen Anlagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 
geteilte höchstzulässige Baumassenzahl, wobei bei einer Bruchzahl unter 0,5 
abgerundet und bei einer Bruchzahl ab 0,5 auf ganze Zahlen aufgerundet wird; 
 

d) auf denen nur Garagen, Stellplätze oder eine Tiefgaragenanlage errichtet werden 
dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene, 
 

e) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe 
der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, wenn  
 
aa) für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die 
 Landwirtschaft festgesetzt ist, die Zahl der tatsächlich  vorhandenen 
Vollgeschosse, 
bb) für sie durch Bebauungsplan eine Nutzung als  Wochenendhausgebiet 
festgesetzt ist, die Zahl von einem  Vollgeschoss, 
cc) sie in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren  Umgebung 
überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich  vorhandene (§ 34 BauGB) 
Berechnungswert nach lit. a) – c); 

 
2. für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung 

festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping-, Sport- und Festplätze sowie 
Friedhöfe) oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden, die Zahl 
von einem Vollgeschoss;  

 
3. auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. d) und e) sowie nach Nr. 2 oder die 

Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c) überschritten 
wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. die sich nach der tatsächlich 
vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c); 

 
4. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im Zusammenhang 

bebauten Ortsteiles liegen (Ziffer 1.4. Nr. 4), wenn sie 
 

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 
 
b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 

Vollgeschosse; 
 
5. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und bebaut sind, die Zahl der Vollgeschosse der 

angeschlossenen Baulichkeit; 
 
6. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und aufgrund einer rechtsverbindlichen Fachplanung 

(vgl. Ziffer 1.4. Nr. 9) schmutzwasserrelevant nutzbar sind, 
a) die höchste Zahl der durch die Fachplanung zugelassenen Vollgeschosse, 
 
b) die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, wenn die 

Fachplanung keine Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß enthält, 
 

jeweils bezogen auf die Fläche nach Ziffer 1.4. Nr. 9. 
 
7. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB oder § 35 Abs. 

6 BauGB liegen, sind zur Feststellung der Zahl der Vollgeschosse die Vorschriften entsprechend 
anzuwenden, wie sie bestehen für 
 

1. Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß getroffen sind; 

 
2. die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen 

über das zulässige Nutzungsmaß enthält.“ 
 

Artikel 6 



 

 
Punkt 2.13. der ersten Anlage zur Wasserversorgungssatzung wird wie folgt neu gefasst: 
 
„2.13. Die vom Verband angebrachten Plomben/Verschlussmarken dürfen nicht beschädigt oder entfernt 

werden. Fall das dennoch geschieht, hat der Anschlussnehmer für die Erneuerung von Plomben - 
unbeschadet etwaiger strafrechtlicher Verfolgung - ein Betrag von 100,00 EUR zu zahlen.“ 

 

Artikel 7 
 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
 
Burg, den 14. Juli 2021 
 
 
gez. Mario Schmidt       (Dienstsiegel) 
Verbandsgeschäftsführer       


